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17. 7.2014 Sechste Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung.

 Mit der Richtlinie 2013/2/EU der Kommission vom 7. Februar 2013 zur Änderung
von Anhang I der Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates über Verpackungen und Verpackungsabfälle wurde die in Anhang I der
Richtlinie 94/62/EG geführte Beispielliste für die Anwendung der Kriterien für die
Begriffsbestimmung für Verpackungen um zusätzliche Beispiele ergänzt. Die
Ergänzung der Beispiele ist in innerstaatliches Recht umzusetzen. Im Rahmen des
Pilotverfahrens 1220/10/ENVI hat die Europäische Kommission geltend gemacht,
dass die in Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c Satz 2 der Richtlinie 94/62/EG enthal-
tene Klarstellung, dass es sich bei Containern für den Straßen-, Schienen-,
Schiffs- und Lufttransport nicht um Transportverpackungen handelt, nicht in nati-
onales Recht übernommen worden sei. Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort
an die Europäische Kommission in Aussicht gestellt, eine entsprechende Ergän-
zung der Verpackungsverordnung vorzunehmen.

17. 7.2014 Siebte Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung.

 Die Verpackungsverordnung regelt unter anderem die Rücknahme und Verwer-
tung von Verpackungsabfällen bei privaten Haushalten und bei den privaten Haus-
halten gleichgestellten Anfallstellen. Auf der Grundlage dieser Regelung haben
duale Systeme eine flächendeckende haushaltsnahe Erfassung von Ver-
packungsabfällen eingerichtet, die eine anspruchsvolle Verwertung dieser Ver-
packungsabfälle im Wettbewerb gewährleistet. Der Wettbewerb auf der Ebene der
dualen Systeme ist jedoch teilweise durch Missbrauch und Umgehung einzelner
Regelungen der Verpackungsverordnung verzerrt. Die offenbar zunehmende Nut-
zung von Schlupflöchern im Bereich der sogenannten Eigenrücknahmen und
Branchenlösungen droht das Erfassungssystem insgesamt zu destabilisieren. Ziel
der Änderungsverordnung ist es, die flächendeckende haushaltsnahe Entsorgung
von Verkaufsverpackungen unter Beibehaltung der Produktverantwortung der
Inverkehrbringer dauerhaft zu sichern und faire Wettbewerbsbedingungen zwi-
schen den Wirtschaftsbeteiligten zu schaffen.

6.10.2014 Erste Verordnung zur Änderung der Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verord-
nung

 Am 29. Januar 2014 sind 16 delegierte Richtlinien der Europäischen Kommission
(2014/1/EU bis 2014/16/EU) zur Änderung der Anhänge III und IV der Richtlinie
2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8.Juni 2011 zur



Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und
Elektronikgeräten (RoHS-Richtlinie) in Kraft getreten. Diese delegierten Richtlinien
sind bis zum 31. Juli 2014 in nationales Recht umzusetzen. Im Verordnungsge-
bungsverfahren zur Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung (ElektroStoffV)
hat der Bundesrat einen Entschließungsantrag im Zusammenhang mit möglichen
Produktrückrufen gestellt und um entsprechende Berücksichtigung bei einer Ände-
rung der ElektroStoffV gebeten.

28.11.2014 Zweite Verordnung zur Änderung der Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verord-
nung.

 Am 9. Juni 2014 sind acht delegierte Richtlinien der Europäischen Kommission
(2014/69/EU bis 2014/76/EU) zur Änderung der Anhänge III und IV der Richtlinie
2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur
Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und
Elektronikgeräten (RoHS-Richtlinie) in Kraft getreten. Diese delegierten Richtlinien
sind bis zum 31. Dezember 2014 in nationales Recht umzusetzen.

18.12.2014 Siebte Verordnung zur Änderung der Abfallverbringungsbußgeldverordnung.

 Hierbei handelt es sich lediglich um redaktionelle Anpassungen.
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5. 2.2014 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Basler Übereinkommens über die
Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer
Entsorgung

 Das Basler Übereinkommen vom 22. März 1989 über die Kontrolle der grenzüber-
schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung (BGBl. 1994 II
S. 2703, 2704) wird nach seinem Artikel 25 Absatz 2 für 

 - São Tomé und 
 - Príncipe
 am 10. Februar 2014 in Kraft treten.

3. 3.2014 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Protokolls vom 7. Novem-
ber 1996 zum Übereinkommen über die Verhütung der Meeresverschmut-
zung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen von 1972

 Das Protokoll vom 7. November 1996 zum Übereinkommen über die Verhütung
der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen
von 1972 (BGBl. 1998 II S. 1345, 1346) ist nach seinem Artikel 25 Absatz 2 für



 - Estland am 9. August 2013
 - Uruguay am 16. Januar 2014
 in Kraft getreten.

 Die Bekanntmachung vom 11. November 2010 (BGBl. II S. 1429) wird wie folgt
berichtigt:

 Das Protokoll ist nach seinem Artikel 25 Absatz 2 für
 - Barbados am 24. August 2006
 - China am 29. Oktober 2006
 in Kraft getreten.

EU-Amtsblatt

18.12.2014 Verordnung (EU) Nr. 1357/2014 der Kommission vom 18. Dezember 2014 zur
Ersetzung von Anhang III der Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien

 Anhang III der Richtlinie 2008/98/EG enthält eine Aufstellung gefahrenrelevanter
Eigenschaften von Abfällen. 

 Gemäß der Richtlinie 2008/98/EG sollte die Einstufung von Abfällen als gefährli-
che Abfälle unter anderem auf den Rechtsvorschriften der Union über Chemikalien
beruhen, insbesondere hinsichtlich der Einstufung von Zubereitungen als gefähr-
lich, einschließlich der zu diesem Zweck verwendeten Konzentrationsgrenzwerte.
Ferner ist das System beizubehalten, nach dem Abfälle und gefährliche Abfälle
gemäß dem zuletzt durch die Entscheidung 2000/532/EG der Kommission erstell-
ten Verzeichnis der Abfallarten eingestuft wurden, um eine harmonisierte Einstu-
fung von Abfällen zu fördern und die harmonisierte Bestimmung gefährlicher
Abfälle in der Union sicherzustellen. 

 Gemäß Anhang III der Richtlinie 2008/98/EG sind die gefahrenrelevanten Eigen-
schaften H 4 („reizend“), H 5 („gesundheitsschädlich“), H 6 („giftig“ und „sehr gif-
tig“), H 7 („krebserzeugend“), H 8 („ätzend“), H 10 („fortpflanzungsgefährdend“), H
11 („mutagen“) und H 14 („ökotoxisch“) nach den Kriterien in Anhang VI der Richt-
linie 67/548/EWG des Rates zuzuordnen. 

 Gemäß Anhang III der Richtlinie 2008/98/EG gelten gegebenenfalls die in den
Anhängen II und III der Richtlinie 1999/45/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates genannten Grenzwerte. 

 Die Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG sind mit Wirkung vom 1. Juni 2015
aufzuheben und durch die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 zu ersetzen, die den
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt widerspiegelt. Abweichend davon
können die beiden Richtlinien für bestimmte Gemische bis zum 1. Juni 2017 gel-



ten, wenn diese gemäß der Richtlinie 1999/45/EG eingestuft, gekennzeichnet und
verpackt wurden und bereits vor dem 1. Juni 2015 in Verkehr gebracht wurden. 

 Anhang III der Richtlinie 2008/98/EG muss geändert werden, um die Definitionen
der gefahrenrelevanten Eigenschaften gegebenenfalls anzupassen und an die
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 anzugleichen sowie die Bezugnahmen auf die
Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG durch Bezugnahmen auf die Verordnung
(EG) Nr. 1272/2008 zu ersetzen. 

 Es ist eine weitere Studie erforderlich, um die ausreichende Vollständigkeit und
Repräsentativität der Informationen über mögliche Auswirkungen einer Anglei-
chung der gefahrenrelevanten Eigenschaft HP 14 „ökotoxisch“ an die Verordnung
(EG) Nr. 1272/2008 sicherzustellen. 

 Die in Anhang III der Richtlinie 2008/98/EG definierten gefahrenrelevanten Eigen-
schaften H1 bis H15 werden in HP1 bis HP15 umbenannt, um eine mögliche Ver-
wechslung mit den Codierungen der Gefahrenhinweise gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1272/2008 zu vermeiden. 

 Die Bezeichnungen der früheren gefahrenrelevanten Eigenschaften H5 („gesund-
heitsschädlich“) und H6 („giftig“) werden geändert, um sie an die Änderungen der
Richtvorschriften über Chemikalien und insbesondere die neuen Gefahrenklasse-
und Gefahrenkategorie-Codes gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 anzu-
passen. 

 Für die früheren gefahrenrelevanten Eigenschaften H12 und H15 werden neue
Bezeichnungen eingeführt, um Einheitlichkeit mit der Bezeichnung der anderen
gefahrenrelevanten Eigenschaften sicherzustellen. 



Ausblick

Im nationalen Raum stehen weiter Rechtsverordnungen zur Umsetzung des Kreislaufwirt-
schafgesetzes (KrwG) im Raum. Das KrwG enthält ca. 40 Verordnungsermächtigungen, von
denen bisher nur wenige genutzt wurden. Mit der „Verordnung zur Fortentwicklung der
abfallrechtlichen Überwachung“ wurden die ersten notwendigen Novellen zur Umsetzung des
KrwG gemacht
Im Zuge der Umsetzung des Abfallvermeidungsprogramms, was in 2013 von der Bundesre-
gierung beschlossen wurde, wir es voraussichtlich weiter Rechtsverordnungen geben. Die
Kernaussagen im Abfallvermeidungsprogramm bezüglich gewerblicher Abfallerzeuger sind
nachfolgend zusammengestellt:

Abfallvermeidung beim Betrieb industrieller Anlagen
Die Praxis der Abfallvermeidung beim Betrieb von industriellen Anlagen kann in vielen Fällen
– obwohl hier bereits vielfach erfolgreiche Anstrengungen unternommen wurden -z.T. noch
verbessert werden. Hierzu ist es notwendig, die Möglichkeiten und das Potential für die Abfall-
vermeidung für die unterschiedlichen Anlagenarten auf dem Stand der Technik zu identifi-
zieren und diese Potentiale sowohl den Anlagenbetreibern wie den Genehmigungsbehörden
deutlich zu machen. In diesem Zusammenhang wäre es sinnvoll, in den nächsten Jahren die
einschlägigen Vollzugs- und Handlungshilfen für Genehmigungsbehörden (z.B. Musterverwal-
tungsvorschriften der Bund/Länder Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz, LAI) für ausge-
wählte relevante Anlagentypen um konkrete Abfallvermeidungsanforderungen – soweit diese
technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar sind – zu ergänzen und zu aktualisieren.
Zusätzlich besteht Fortbildungsbedarf für die Genehmigungsbehörden zur besseren
Berücksichtigung von Abfallvermeidungsaspekten in Genehmigungsverfahren. Ge-zielte
Schulungen sollen dazu beitragen, dass das Abfallvermeidungspotenzial beim Betrieb indu-
strieller Anlagen besser abgeschöpft wird1.

„Abfallvermeidungsmaßnahmen in Unternehmen
Mit Blick auf Maßnahmen, die auf Abfallvermeidung in Unternehmen gerichtet sind, ist ins-
besondere die Förderung von Umweltmanagementsystemen (UMS) und deren Erweiterung
um Themen der Abfallvermeidung zu verfolgen: Umweltmanagementsysteme sind bewährte
Instrumente, um in den Unternehmen eine Sensibilisierung für die von ihnen erzeugten Abfall-
massen zu bewirken. Unternehmen, die Umweltmanagementsysteme wie EMAS oder ISO
14001 implementieren, müssen im Regelfall ihren Abfallanfall ermitteln und dokumentieren.
Das Umweltmanagementsystem EMAS schreibt darüber hinaus verpflichtend die Nutzung von
Kennzahlen für Abfälle und gefährliche Abfälle bzgl. des gesamten jährlichen Aufkommens
vor. Ferner muss bei EMAS eine kontinuierliche Verbesserung der Umweltleistung in die Ziele
und Maßnahmen aufgenommen und verwirklicht werden. Der Abfallbereich ist hier einge-
schlossen, da er einen wesentlichen Umweltaspekt darstellt. 
Darüber hinaus sind die unterschiedlichen regionalen und lokalen Schulungs- und Beratungs-

1 Siehe: Abfallvermeidungsprogramm des Bundes unter Beteiligung der Länder, Berlin Juli
2013, S. 29-30



programme für Unternehmen mit dem Zweck der Verbesserung oder Optimierung des Res-
sourcenschutzes und der Abfallvermeidung durch die örtlich zuständigen Behörden weiterhin
zu unterstützen, und deren Nutzung und Bekanntheitsgrad, wenn möglich und angemessen,
auszubauen und zu fördern.  
Mit Blick auf die Vermeidung von Lebensmittelabfällen sind konzertierte Aktionen und Verein-
barungen zwischen öffentlichen Einrichtungen und Industrie/Handel an zu-regen, um Lebens-
mittelabfälle, die entlang der Produktions- und Lieferkette entstehen, zu vermindern. Ziel ist
es, zur Reduzierung der Lebensmittelabfälle die gesamte Wertschöpfungskette – d.h. nicht
nur das Verhalten der Verbraucher - in den Blick zu nehmen, um Verschwendung zu redu-
zieren.“

Aus dem EU-Raum sind generelle und umfassendere Auswirkungen zu erwarten. 
Bisher waren es überwiegend Vorschriften zur Abfallverbringung, die die EU als Rechtsverord-
nungen und damit als in den Mitgliedsstaaten direkt geltendes Recht erlassen hat. Seit April
2011 greift die EU mit dem Ziel der Abfallvermeidung mit sogenannten „Nicht-mehr-Abfall-
Verordnungen“ direkt ein. Diese Strategie basiert auf der Abfallhierarchie, die sowohl in der
Abfallrahmenrichtlinie als auch im KrwG verankert ist.
Im April 2001 veröffentlichte die EU die „Verordnung (EU) Nr. 333/2011 des Rates vom 31.
März 2011 mit Kriterien zur Festlegung, wann bestimmte Arten von Schrott gemäß der Richt-
linie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates nicht mehr als Abfall anzuse-
hen sind.“ In 2013 baut sie mit dem Vorschlag eine „VERORDNUNG DES RATES mit Kri-
terien zur Festlegung, wann Altpapier gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 2008/98/EG
über Abfälle nicht mehr als Abfall anzusehen ist“ dieses Instrument weiter aus. 
Mit dem „Vorschlag für eine RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES
RATES zur Änderung der Richtlinien 2008/98/EG über Abfälle, 94/62/EG über Verpackungen
und Verpackungsabfälle, 1999/31/EG über Abfalldeponien, 2000/53/EG über Altfahrzeuge,
2006/66/EG über Batterien und Akkumulatoren sowie Altbatterien und Altakkumulatoren sowie
2012/19/EU über Elektro- und Elektronik-Altgeräte“ und der „MITTEILUNG DER KOMMIS-
SION AN DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRT-
SCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN Hin zu
einer Kreislaufwirtschaft: Ein Null-Abfallprogramm für Europa“ vom Juli 2014, leitet die Kom-
mission eine Politik der Abfallvermeidung und der Ressourcenschonung ein. 
 
Des weiteren steht auch die nächste Überprüfung des Abfallkataloges (Grundlage der AVV)
an. Es soll diverse Änderungswünsche aus den Mitgliedsstaaten geben.

In 2014 wird die EU das 7. Umweltaktionsprogramm der Europäischen Union für die Zeit bis
2020 beschließen. Hierin werden u.a. folgende Ziele bezüglich der Bewirtschaftung von Abfäl-
len formuliert1:

„Den Abfall zur Ressource machen, wie dies im Fahrplan für Ressourceneffizienz gefordert
wird, setzt die umfassende, EU-weite Umsetzung der EU Abfallvorschriften sowie die strikte

1 Siehe: Kommissionsdokument 2012/0337



Anwendung der Abfallhierarchie und die Einbeziehung unterschiedlicher Abfalltypen voraus.
Zusätzliche Maßnahmen sind erforderlich, um das Pro-Kopf-Abfallaufkommen in absoluten
Werten zu reduzieren, die energetische Verwendung auf nicht recyclierbare Materialien zu
begrenzen, die Deponielagerung nach und nach abzuschaffen, qualitativ hochwertiges Recy-
cling zu gewährleisten und Märkte für sekundäre Rohstoffe zu erschließen. Gefährliche
Abfälle müssen so bewirtschaftet werden, dass wesentliche negative Auswirkungen für die
menschliche Gesundheit und die Umwelt, wie auf dem Rio+20-Gipfel vereinbart, minimiert
werden. Um dies zu erreichen, sollten in der EU sehr viel systematischer marktbasierte Instru-
mente eingesetzt werden, die der Abfallvermeidung, dem Abfallrecycling und der Wiederver-
wendung von Abfällen Vorrang geben. Die Recycling-Hemmnisse auf dem europäischen Bin-
nenmarkt sollten beseitigt, und existierende Ziele für die Vermeidung, die Wiederverwendung,
das Recycling und die Rückgewinnung von Abfällen und den Auslauf der Deponielagerung
sollten mit Blick auf den Übergang zu einer „Kreislauf“-Wirtschaft, die durch die Kaskadennut-
zung von Ressourcen und ein Restmüllaufkommen von nahezu Null gekennzeichnet ist, über-
prüft werden.“


